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1. Bei blat t 

l/li..B. 

zu 6/J 

Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 10. Juli 1959 

Dar Justizminister zur Ve~urtai1ungvon Journalisten 

Neuas PrE!ssegesetz in Entvrurf fertiggestellt 

An f rn gab e an t w.o r tun g 

Die Abgeordneteri Z eil 1 i n ger und Genossen haben bekanntlich 

in der' l'ctzten Nationalratssitzung die Verurteilung von Redakteuren einer 

V'Jiener Tageszeitung im ZusanL1enhang r:1it der BerichterstRttung über den Gassner­

Prozess zum Anlass einer t~nfrD.ge an den Justizninister genOrlYJ1Cn. Sie richteten 

im besonderen an den Minister fünf Fragen:: 

1 n) S'ind dem Herrn Justizninister die geschilderten Umstände, 
~nter denen Ausschreibung, Ladung und Verurteilung erfolgt .sind, bekannt? 

2~) Hat der Herr JustizrJ.inister darüber Ex'hebungen angestellt, 
ob die in der Anfrage gG'schilderten aussergewöhnlichen Umstände, insbesondere 
die rl'l.sche Durchführung der Verhandlung beim Strafbezirksgericht Wien I, 
auch in j eden anderen Privatanklageverfahren ang'3wandt _ werden und somit sicher­
gestellt erscheint, dass Herr Dr. Hörmann als Privatanklägar keine vorzugsweise 
Behandlung erfahren hat? 

3 .• ) Sind die .h.usführungen des Staatsamval tes Dr ~ Melnizky über die 
Kritik der Presse an öffentlichen und staatlichen Einrichtungen auf Weisung bzw. 
Mitkenntnis des Herrn Justizministers erfolgt; billigt der Herr Justizr:linister 
die Ausführungen des Staatsanwaltes Dr. Melnizky? 

4.) Ist der Herr Justizninister bereit, von seinem Weisungsrecht 
gegenüber den Staatsanwaltschaften Gebrauch zu Dnchen und anzuordnen, dass 
nuchderartige Proz:;sse in eiu;;r Forn g2führt werden; durch die das Vertrauen 
der Öffentlichkeit in die Rechtspflege nicht erschütt crt wird, bzw. nicht 
der Eindruck einer Einschränkung der Pressefreiheit erweckt. wird? 

5.) Ist der Herr Justizminister b2reit, der seit längerer Zeit 
von der Öffentlichkeit erhobenen Forderung einer Novel1ierung des geltenden 
Pressegesetzes durch Einbri:'1gung einer entsprechenden Regierungsvorlage nach­
zukommen ? 

Bundesminister für Justiz Dr. T s c h Cl d ek hat dazu mit nach­

stehenden Ausführungen STellung genor.::'ill1en: 

Die mir nm 9. Juli 1959 übermittelte Anfr3.ge der Herren 

" 

Abgeordneten Zeillinger und Genossen, betreffend das Strafv'=:rfru1.ren 2 U 843/59 des 

Strafbezirksgerichtes Wien gegen Helln:ut Andics und Helmut Oberhofer wegen 

§§ 495 Abs 02 und 491 StG., beehre ich nüch,.wie folgt zu beantworten: 
_' .:"'.i'~. 

\ 
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Zlit Punkt 1: lvIir ist bisher nur ein Bericht der Staatsanwaltschaft ';11ien.· 

vom 2. Juli 1959, 1 Ns~.325/59j üb~r die in dero~genannten Strafsache statt­

gefundene Hauptverhandlung und üb0r das Urteil I. Instanz zugegangen. Ich habe 
• > ~ • - " 

aber die /l11frage zum Aniass genommen, die Staatsanwaltschaft tHen zu einen' 

ausführlichen BerichL~ aufzufordern. 

Zu Punkt 2: Ich habe bei jeder sich bietenden Gelegenheit, insbesondere 

durch zahlreiche generelle und in Einzelfällen ergangem: Erlässe, darauf hinzu-, . 

zuwirken versucht, dass alle Strafverfahren nicht zuletzt im Interesse der 

Angeklagten (Beschuldigten) so rasch, als es die genaue Erforschung der Wahr­

heit möglich macht, durchgeführt werden. Die rasche Durchführung des obge­

nannten Strafverfahrens kann ich daher nicht zum Anlass einsr dienstaufsichts­

behördlichen Massnamcle nehmen, da diese den vonhlir stets vertretenen Inten­

<iionen ents~ri~ht.-

Zu Punkt 3: Die Aus flihrung en desSitzungsvert:'c i2ters der 'St3.atsanwaltschaft 

Wien, Richter Dr. Melnizky, über die Kritik der Presse an öffentlichen und 

staatlichen Einrichtungen sind weder auf l:YdÜne WeiSung noch L:li t Befner Kennt­

nis erfolgt. Eine Stellungnabme zu den angeblichen Ausführungen des Richters 

Dr. Melnizky kann ich schon deshalb derzeit nicl1t abgeben, weil i,ch 8rst den 

ausführlichen Bericht der Staatsanwaltschaft Wien abV7a"~ten muss. Auch nach 

Einla]lgoll und Studiu."ll dieses Berichtes werde ich mich so lange nicht äussern 

können,als noc~ ein den Interpellationsgegenstand betreffendes Verfahren 

anhängig ist, weil eine solch.e Äusserung, wie immer sie lauten mag, zumindest 

als versucht8rEingriff in ein schwebendes Gerichtsverfahren aufgefasst werden 

könnte und ich grundsätzlich einen solchen Anschein verBeiden will. 

Zu Punkt 4: Schon iL:l § 52 Abs.2 der Geschäftsordnung für Gerichte r. 
und I~.Instanz werden die Richter an-gewiesen, den Verkehr mit den Parteien 

streng sachlich ~u führen, zyreckloseAuseinandersetzungen zu beenden, sich in' 

kein~ Streitigkeit~n mit den Parteieri und Vertretern Binzulassan, keine Wert­

urteile zu fällen oder spöttische B2Derkungen zu mnchen, Diese Bestimmung gilt 

gel2läss § 9 der Geschäftsordnung der Oberstaatsanwalt schaf tc ,': .. und staatsanwait-. 

schaften gleicherweise für die Vertreter der staatsanwaltschaftlichen Behörden. 

Ausserdem hat das BundesministeriuIrl für Justiz in zahlreichen Erlässen die 

Richter _angewies en, nicht zur Sache gehörige Bemerkungen odel' mit dem Gegen­

stand ausser Zusammenhang stehende Glossen und unpassende Äusse:r1mgen zu unter­

lassen, sowie durchdie.gelassene und sachgemässe Methode der Prozessfüh:cung 

und ernüchternd zu -:lTirken. Diese Anweisungen gelten ~_::c. gleich9I' 

auch fürdi~ . stp.atsnnwalt schaft lichen Behördeno 
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,Ob ~"snotwendigsein wird, diE: genaue Beachtung der Bostimnmng der 

Geschäft:sr;rdnung und der 'einschlägigen E~läsSG den Gerichten und staatsan­

wal tSQYiaftli6henB~höiden neuerlich' in .Erinnerung zu bringen, . kann ich 

.jrst~?-.ch Einlangen d2s. 0,usführlichen Berichtes der Staatsanwaltschaft YTien 
. I -, -. ,'. 

·Z1,1. .Puilkt 5: Ein neuer,. nach zahlreichen .Verhtmdlungcn nit Vertretern 

der Presse"zustandegekomöener Entwurf ein::;s Press'egesetzGs, der den 

w~nsc~Em,der Pre:$se weitgehend entgegenkon1r!1t, ist ~ertigg~stellt und zur 

E~nbringUng ir>1 :Minis terrat b l3l'ci t. 

- .. -.-.-.-

", 

• F 

1/AB IX. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




